
CDU

Pakt für Migranten 
Die Unionsfraktion im Bun-
destag will von Flüchtlingen
ein Bekenntnis zu den Werten
der deutschen Gesellschaft
verlangen. „Mir schwebt eine
Integrationsvereinbarung vor,
eine Art Pakt, den alle Flücht-
linge unterschreiben und in
dem ihnen verdeutlicht wird,
dass Integration ein Geben
und Nehmen ist“, sagt CDU-
Fraktionsvizin Nadine Schön.
Der deutsche Staat verpflichte
sich zu Schutz und Förderung,
dafür müssten die Neuan-
kömmlinge sich zu Werten
wie der Gleichberechtigung
von Mann und Frau oder der
Trennung von Staat und Kir-
che bekennen. Flüchtlinge,
vor allem Frauen, sollten sich
auch zur Teilnahme an
Sprach- und Integrationskur-
sen verpflichten. „Am Ende
kann das in ein eigenes Inte-
grationsgesetz münden“, so
Schön. Die CDU will mit gu-
tem Beispiel vorangehen. Der
Bezirksverband Ruhr fordert
einen regelmäßigen Bericht
über die Integration von Mi -
granten in der Partei. „Zur
 Integration ist auch eine Betei-
ligung dieser Bevölkerungs-
gruppe an Ämtern und Man-
daten notwendig“, heißt es in
einem Antrag für den nächs-
ten Parteitag. ama, ran
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Grütters’ Pannen
Die Querelen um die Bundes-
stiftung „Flucht, Vertreibung,
Versöhnung“ lassen Monika
Grütters, Kulturstaatsminis -
terin im Kanzleramt (BKM),
schlecht aussehen. Die im
Aufbau befindliche Stiftung
ist seit Dezember vergange-
nen Jahres ohne Führung.
Grütters hatte im Juni Win-
frid Halder als neuen Direk-
tor im Stiftungsrat durchge-
setzt, der dann jedoch absag-
te. Offenbar, weil die Grüt-
ters-Behörde gepatzt hat:
Halder erhielt erst nach Wo-
chen einen Entwurf für einen
Direktorenvertrag, dessen
 Bedingungen hinter denen
der Ausschreibung zurück-
blieben. Anschließend dauer-
te es sechs Wochen, ehe Grüt-
ters ihn zu einer Aussprache
empfing. Zusagen, die Grüt-
ters dort machte, bekam
 Halder trotz Nachfragen
nicht schriftlich. Zudem trie-
ben Grütters’ Beamte die Be-
setzung einer Kuratorenstelle
bei der Stiftung voran, ob-
wohl Halder gebeten hatte,
damit zu warten. Am 26. Ok-
tober schrieb Halder, er stehe
nicht mehr zur Verfügung.
Das Vorgehen des Ministe -
riums entspreche nicht seinen
Vorstellungen von „Korrekt-
heit, Verlässlichkeit und Bere-

chenbarkeit“. Es sei unmög-
lich, die Stiftung ohne „un-
eingeschränktes Vertrauen“
zum BKM zu leiten. In der
Öffentlichkeit verbreitete
Grütters, Halder habe aus
„persönlichen Gründen“ ab-
gesagt, obwohl der vorab ge-
gen diese Sprachregelung pro-
testiert und eine Alternative
vorgeschlagen hatte. Grütters’
Büroleiter drohte daraufhin,
Halders Version würde eine
öffentliche Debatte nach sich
ziehen, es sei in dessen Inte-
resse, dies zu vermeiden.
Ein Sprecher Grütters’ weist
die Vorwürfe zurück. Halder
habe nachträglich Forderun-
gen zur Ausgestaltung seines
Vertrags erhoben, die „nicht
verhandelbar“ gewesen seien.
Grütters sucht nun einen neu-
en Direktor – und muss wei-
tere Pannen vermeiden: Ihr
Umgang mit dem Nachlass
des NS-Kunsthändlers Hilde-
brand Gurlitt erregte ebenso
heftige Kritik wie ihr Entwurf
zum Kulturschutzgesetz. klw

Asyl

Platznot
Die Bundesregierung kommt
bei der Unterbringung von
Flüchtlingen schleppend vo-
ran. Der Bund hatte den Län-
dern im September zugesagt,
40000 zusätzliche Plätze für
Asylsuchende einzurichten.
Bislang wurden erst Kapazitä-
ten für 8400 Migranten ge-
schaffen, wie aus der Ant-
wort des Innenministeriums
auf eine Anfrage der Linken-
Abgeordneten Sevim Dağde-
len hervorgeht. Bei der Ab-
schreckung von Flüchtlingen
handele die Regierung
schnell, kritisiert Dağdelen,
bei der Unterbringung lasse
sie die Kommunen weitge-
hend im Stich. pop
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Grütters

Rüstung

„Leopard“-Panzer 
für Oman?
Der Münchner Waffenkon-
zern Krauss-Maffei Wegmann
(KMW) will über 70 „Leo-
pard“-Panzer an das Sultanat
Oman verkaufen. Das Land
hat KMW und einen türki-
schen Konkurrenten eingela-
den, sich um den Auftrag zu
bewerben. Für einen Test in
Oman erteilte der Bundes -
sicherheitsrat die vorüberge-
hende Ausfuhrgenehmigung
für einen „Leopard“. Damit
sei, betont das für Rüstungs-
exporte zuständige Bundes-
wirtschaftsministerium, aber
keine Vorentscheidung über
eine Ausfuhrgenehmigung al-
ler Panzer getroffen. Das Ver-
teidigungsministerium prüft,
ob es den Test unterstützt.
Die Beteiligung der Bundes-
wehr ist nötig, weil nur Solda-
ten mit dem Panzer schießen
dürfen. Das Auftragsvolumen
schätzen Experten auf zwei
Milliarden Euro. gt, on
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„Leopard“ auf Rüstungsmesse


